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512 Einreiseverbote wegen Terrorismusverdachts
Nach der Auswertung riesiger IS-Datensätze sind die Einreiseverbote in der Schweiz sprunghaft angestiegen.VonRenéDonzé

Die Zahl ist eindrücklich: 512 Einreiseverbote
wegenTerrorismusverdachts hat das Bundesamt
für Polizei (Fedpol) im vergangenen Jahr ausge-
sprochen. Das sind rund fünfmal so viele wie im
Durchschnitt der beidenVorjahre. SolcheVerbote
erlässt der Bund, wenn er die innere oder äusse-
re Sicherheit der Schweiz gefährdet sieht. Ver-
öffentlicht hat die Behörde diese Zahl kürzlich in
ihrem Jahresbericht.
Der starkeAnstieg kommtunvermittelt. Er hat

dem Vernehmen nach vor allem damit zu tun,
dass imAusland systematisch nachAngehörigen
der Terrororganisation Islamischer Staat (IS) ge-
fahndetwird. DieseWoche berichtetenTamedia-
Zeitungen von grossen Datensätzen, die das
Deutsche Bundeskriminalamt (BKA) auswertet,
umuntergetauchte IS-Kämpfer aufzuspüren. Da-
bei handle es sich umLohn- undMitgliederlisten,
die der IS penibel geführt habe.

AufAnfrageder «NZZamSonntag»bestätigt das
BKA, dass ihm«einemittlere dreistellige Zahl von
sogenannten IS-Listen»vorliegt.Diese seiengröss-
tenteils unstrukturiert undwürden technischauf-
bereitet und ausgewertet. Damit lassen sich nicht
nur in Deutschland IS-Mitglieder aufspüren. Das
BKA betont, deren Auswertung diene der Sicher-
heit in ganz Europa. Profitiert auch die Schweiz
vom deutschen Datenpool? «Das können Sie so
interpretieren», sagt ein BKA-Sprecher.
Dass solche Listen bestehen, weiss auch

Ahmed Ajil, Kriminologe und Terrorismus-
forscher anderUniversität Luzern. Sie seien auch
von Forschenden gesammelt worden. Allerdings
handle es sich dabei oft um ältere Daten, da der
IS seit 2019 als strukturell aufgelöst gelte. Die
grosse Zahl der Datensätze habe auch damit zu
tun, dass dieselben Personen mehrfach erwähnt
würden,weil sich ihre «Kampfnamen» oft änder-

ten und Geburtsdaten nicht verlässlich seien.
Dennochdürften dieseDaten auchdie Schweizer
Behörden interessieren. «Ich binmir sicher, dass
die Datensätze den Weg in die Schweiz finden»,
sagt er. Die deutschenund schweizerischen Straf-
verfolgungsbehörden arbeiteten eng zusammen.
Wie viele dieser Informationen gelangten indie

Schweiz? Die Bundesanwaltschaft (BA) äussert
sich «aus taktischenGründen» zurückhaltend. Sie
stehe aber bezüglich jihadistisch motiviertem
Terrorismus «in engemund stetemAustauschmit
inländischen und ausländischen Partnerbe-
hörden», schreibt sie. Auch die Zahl der in der
Schweiz hängigen Strafverfahren hat zugenom-
men: von 81 im Jahr 2022 auf 139 im letzten Jahr.
Inwieweit das mit Datensätzen aus demAusland
zu tun hat, lässt die BA offen.
Die Zunahme der Einreiseverbote durch das

Fedpol ist jedenfalls darauf zurückzuführen, wie

ein Blick in den Jahresbericht zeigt. Dort schreibt
die Behörde, dass «insbesondere gerichtlich ver-
wertbare Informationen von ausländischenPart-
nern» dazu beigetragenhätten. Undweiter: «Zum
Beispiel stellte Europol seinen Mitgliedstaaten
einen Datensatz zu Angehörigen des ‹Islami-
schen Staates› zur Verfügung, die sich im Aus-
land aufhalten».Weitere Details will die Behörde
auf Anfrage nicht bekanntgeben.
Die enge Kooperation der Schweiz mit dem

Ausland hat gute Gründe: Die Terrorbedrohung
bleibt laut demNachrichtendienst des Bundes er-
höht. Seit demZerfall des IS-Herrschaftsgebietes
bestehe das Risiko, dass «Personen mit Terroris-
musbezug» Migrationsbewegungen nutzen, um
nach Europa zu gelangen. Die Gefahr hierzulan-
de gehe primär von jihadistisch inspirierten Ein-
zelpersonen oder Kleingruppen aus, die spontan
mit einfachenMitteln zuschlagen.

Wer hat die
besseren Karten?

Ob die neue Bankenregulierung im Parlament bestehen
bleibt, ist fraglich. Selbst Parteikollegen von

Finanzministerin Karin Keller-Sutter warnen vor einem
massiven Stellenabbau in der Finanzbranche.

VonSimonMarti

Bundesrätin Karin Keller-Sutter hatte
amMittwoch zwei Botschaften imGe-
päck: eine für die UBS und eine fürs
Parlament. DerGrossbankmachte die
Finanzministerin klar, dass sie sämt-

liche Lobbying-Versuche gegen eine schärfere
Regulierung des Finanzplatzes wenig beeindru-
cken. Und den Fraktionen in National- und
Ständerat gab Keller-Sutter zu verstehen:
«Schwächt diese Reform nicht ab.» Eine Reform,
diemit demUntergang der Credit Suisse vor drei
Jahren ihrenAnfangnahm.DerMoment, an dem
Banker, Beamte und Politiker gemeinsam in den
Abgrund einer drohenden globalen Finanzkrise
blickten, hat Keller-Sutter geprägt. Es war der
schwierigste und zugleich wichtigste Moment
ihrer politischen Laufbahn. Für die freisinnige
Bundesrätin unddie Landesregierung insgesamt
gilt seither dieMaxime:Niewieder darf eine Bank
das Land derart in Bedrängnis bringen. Selbst
wenn sie sich dafür mit der UBS und deren Kon-
zernchef Sergio Ermotti anlegenmuss.
Keller-Sutters Problem ist, dass im bürger-

lichen Lager zunehmend StimmendieOberhand
gewinnen, denen dieser zupackende Ansatz zu
weit geht. Auch die FDP ist sich uneins. Die par-
lamentarische Hausmacht der Bundesrätin brö-
ckelt. Gewichtige Leute in der Fraktion drängen
darauf, das Paket abzuschwächen. Fragt sich,wer
sich amEndedurchsetzt. Keller-Sutter, die starke
Figur der Landesregierung, oder jene Kräfte, die
sich um die Wettbewerbsfähigkeit der UBS, der
letzten verbliebenen Grossbank, sorgen?
Kern der Auseinandersetzung ist die Regulie-

rung der Auslandsbeteiligungen systemrelevan-
ter Banken. Für Keller-Sutter und den Bundesrat
ist zentral, dass die Banken ihre ausländischen
Töchter voll und ganz mit hartem Eigenkapital
unterlegenmüssen. Das sind zumBeispiel Aktien
oder einbehaltene Gewinne. Mittel also, die im
Notfall sofort zurHand sind. Das sind die Lehren
der Regierung aus derUBS-Rettung von 2008und
dem Ende der Credit Suisse.

Zu wenig auf die Bedenken
eingegangen

Dieser Punkt aberwird das Parlament noch stark
beschäftigen. Es geht, natürlich, ums Geld. Ge-
nauer: um die Kosten, die künftig auf die global
tätige UBS zukommen. Deren Reaktion auf die
Pläne des Bundes erfolgte rasch und deutlich:
In einer Medienmitteilung kritisierte die Bank
das Massnahmenpaket als «extrem» und «nicht
international abgestimmt». Die Mehrheit der
imVorfeld vorgebrachtenBedenkenwerdemiss-
achtet, so die UBS.
Bürgerliche Parlamentarier, auch aus der FDP,

kritisieren hinter vorgehaltener Hand ebenfalls,
dass der Bundesrat zu wenig auf die Bedenken
eingegangen sei. Ja, auch die Chefin des Finanz-
departements sei an einemDialogübermögliche
alternativeVorschlägenicht interessiert gewesen.
Etwas abseits vom Bundeshaus wird die frei-

sinnige Kritik an der Landesregierung schärfer.
Was der Bundesrat da präsentiert habe, sei «eine
Maximalforderung», wettert der Präsident der
Kantonalzürcher FDP, Filippo Leutenegger. «So
wird der Schweizer Finanzplatz geschwächt.»
Natalia Ferrara sitzt für die FDP im Tessiner

Grossrat. Auch in ihrem Kanton hat der Finanz-
platz eine grosse wirtschaftliche Bedeutung. Die

Juristin Ferrara ist Vizepräsidentin des Schwei-
zerischen Bankenpersonalverbands (SBPV). Sie
fürchtet sich vor den Folgen für die Belegschaft,
wenn der Bund die UBS zu streng anfasst. «Wenn
die Profitabilität einer Bank leidet, wo spart sie
dann? Natürlich beim Personal.» Und genau das
werde bei der UBS passieren, so Ferrara, «wenn
die Regulierung so ausgestaltet wird, wie der
Bundesrat sich das vorstellt». Dannwürden zahl-
reiche Personen ihre Stellen verlieren, unddas in
einemSektor, in dembesonders viele Arbeitneh-
mer über fünfzig sind. «Damüssenwir uns keine
Illusionenmachen, die finden keinen Jobmehr»,
so Natalia Ferrara.
Das Finanzdepartement (EFD) erklärt dazu

knapp: «Die beste Vorsorge für die Stabilität der
Arbeitsplätze im Bankensektor ist Finanzmarkt-

stabilität. Die Massnahmen des Bundesrats sol-
len diese stärken. Dies ist insbesondere auch im
Interesse der Arbeitnehmenden.»
BeimBankengesetz sehe der gesetzgeberische

Weg keine Vorkonsultation des Parlaments oder
einzelner Parlamentarierinnen oder Parlamenta-
rier vor. «Eswurde hingegenwie vorgesehen eine
ordentliche Vernehmlassung durchgeführt. An
dieser nahmen auch die Parteien teil.» Die dabei
vorgetragenen Alternativen «wurden eingehend
geprüft, aber verworfen».
Das ist das Spannungsfeld, in dem sich der

Freisinn bewegt: die dringende Notwendigkeit
einer griffigen Bankenregulierung auf der einen,
die Sorge um die Konkurrenzfähigkeit des
Finanzplatzes Tausender davon abhängiger Exis-
tenzen auf der anderen Seite. Die FDP hat über

die Jahre viel dafür getan, um sich vom Image der
Bankenpartei zu lösen. Das bedeutet aber nicht,
dass die Partei die lauten Bedenken einer solch
wichtigen Branche einfach ignorieren kann.
Eine Gruppe einflussreicher Parlamentarier,

unter ihnen der freisinnige Ständerat Thierry
Burkart und der FDP-Nationalrat Beat Walti, hat
schon vor einigen Monaten einen Kompromiss-
vorschlag gezimmert, um etwa die Vorgaben bei
den Auslandsbeteiligungen zu justieren. Ihre
Idee sieht vor, dass die Bank zur Unterlegung
ihrer ausländischen Töchter auch auf so ge-
nannteAT1-Anleihen zurückgreifen kann. Solche
Obligationen lassen sich, wenn die Bank in Not
gerät, in Eigenkapital umwandeln. Klingt furcht-
bar kompliziert. Ist es auch. Was man wissen
muss: Bleibt es beim Vorschlag des Bundesrates,
kommt das die UBS unter dem Strich wohl deut-
lich teurer zu stehen als die Überlegungen der
bürgerlichen Parlamentarier.

Im Parlament formieren sich
die Gegner

Schon imMai wird sich die Wirtschaftskommis-
sion des Ständerats damit befassen. «Es ist wich-
tig, dass in der Kommission alternative Lösungs-
ansätze diskutiert werden», sagt der FDP-Natio-
nalrat Beat Walti. «Dabei wird sicher auch der
bereits umrissene Kompromissvorschlag einge-
bracht.» Er sei zuversichtlich, dass sich eine
Mehrheit finde für eine Lösung, die dem zusätz-
lichen Sicherheitsbedürfnis und der Wettbe-
werbsfähigkeit angemessenRechnung trage, sagt
der Zürcher Freisinnige.
Wie sich die Parteispitze in dieser Lage positio-

niert, aufseiten der eigenen Bundesrätin oder im
Lager der Kritiker, ist noch unklar. Der FDP-Co-
Präsident BenjaminMühlemannbetont zwar die
Wichtigkeit der neuen Regulierung. Inhaltlich
legt er sich nicht fest. Was er aber freimütig ein-
räumt: «Ja, das werden intensive Diskussionen
für das Parlament und für unsere Fraktion.»
Der SVP-Fraktionschef ThomasAeschi rechnet

damit, dass die Räte das Paket des Bundesrates
noch korrigieren. «Derzeit gehe ich davon aus,
dass das Parlament eine Lösung in der Nähe des
bürgerlichen Kompromissvorschlages verab-
schiedenwird. Die SVP-Fraktion ist in dieser Fra-
ge geschlossen.»
Im chronisch ungefähren politischenZentrum

lässt sich der Mitte-Präsident Philipp Matthias
Bregy nicht in dieKarten blicken. «Eine strengere
Regulierung der systemrelevantenBanken ist nö-
tig, das begrüssen wir. Wir wollen nicht ein drit-
tes Mal eine Bank retten müssen», sagt er. «Aber
der Bundesrat kann nicht ernsthaft erwarten,
dass das Parlament einfach die Hände in den
Schoss legt und alles akzeptiert, was ihm die
Regierung vorgibt», so Bregy.
Am Beispiel der UBS beobachtet der Walliser

mit Sorge eine Verhärtung der Beziehungen zwi-
schen Bundesrat und Wirtschaft, die «teilweise
offensichtlich sogar inGesprächsverweigerungen
mündet». Dies entspreche nicht der Schweizer
Diskussionskultur.
Ob die Debatte sich bald beruhigt, ist aber

wenig wahrscheinlich. «Eine gute Regulierung
muss schlechtes Management aushalten», sagte
Finanzministerin Keller-Sutter bei der Präsenta-
tion der Reform. Ein Vertrauensbeweis an die
Finanzbranche war das nicht.
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Die Ausmarchung geht in eine neue Phase:
Der UBS-Chef Sergio Ermotti und die Finanzministerin Karin Keller-Sutter.


